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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Weiterführung der Senkung 
der Einfuhrbelastung für Rindfleischerzeugnisse mit Ursprung in den Staaten 
in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1 2 ) f 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 Abs. 2 und 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1599/75 des Rates vom 24. Juni 1975 über 
die Regelung für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
und bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
hergestellte Waren mit Ursprung in den Staaten in 
Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean oder in den überseeischen Ländern und Ge- 
bieten bekommen die Belastungen bei der Einfuhr 
der in Artikel 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch 3 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1855/74 4 ), genannten Erzeugnisse mit Ursprung in 
den AKP-Staaten, die sich aus der derzeitigen Ent- 
wicklung der Lage auf dem Weltmarkt ergeben, 
teilweise ausgeglichen werden unter der Voraus- 
setzung, daß eine Ausfuhrabgabe in gleicher Höhe 
vom Ausfuhrstaat erhoben wurde. Diese Sondermaß- 
nahmen wurden bis zum 31. Dezember 1975 befristet. 

Die Senkung der Einfuhrbelastungen wurde auf 
die Mengen beschränkt, die aufgrund der in Anwen- 
dung von Artikel 21 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 erlassenen Bestimmungen zur Einfuhr zuge- 
lassen sind. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 28. Juni 1975, S. 67 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 18. Juli 1974, S. 14 


Die Gründe, die zum Erlaß dieser Maßnahmen 
geführt haben, bestehen fort. Damit die betreffen- 
den Staaten in der gegenwärtigen Marktpreissitua- 
tion sowohl in diesen Ländern als auch in der Ge- 
meinschaft ihre herkömmlichen Handelsströme auf- 
rechterhalten können, müssen die Sondermaßnah- 
men im ersten Halbjahr 1976 weiterhin angewandt 
werden, wobei jedoch Änderungsmöglichkeiten vor- 
gesehen werden sollten insbesondere für den Fall, 
daß sich die Einfuhrbedingungen ändern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Einfuhrbelastung bei der Einfuhr der in 
Artikel 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 genannten Erzeugnisse mit Ursprung 
in den AKP-Staaten wird im Rahmen der in Arti- 
kel 2 angegebenen Mengen um einen Betrag 
gesenkt, den die Kommission vierteljährlich fest- 
setzt und der sich auf 90 v. H. des durchschnitt- 
lichen Betrages der in einem Bezugszeitraum er- 
hobenen Einfuhrbelastung beläuft. 

2. Absatz 1 findet nur auf Einfuhren Anwendung, 
bei denen der Importeur nachweist, daß vom Aus- 
fuhrstaat eine Ausfuhrabgabe erhoben wurde, 
die sich auf einen der Senkung im Sinne dieses 
Absatzes entsprechenden Betrag beläuft. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 vorgesehene Senkung wird auf 
13 766 metrische Tonnen entbeintes Fleisch begrenzt. 
Diese Menge wird wie folgt aufgeteilt: 


Botswana 

8680 t 

Kenia 

65 t 

Madagaskar 

3478 t 

Swasiland 

1543 t 


Artikel 3 

1. Die Durchführungsvorschriften zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
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kels 27 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 erlas- 
sen. 

Sie regeln insbesondere 

a) die Bemessungsgrundlage und den Bezugs- 
zeitraum für die Festsetzung des Betrages, um 
den die Einfuhrbelastung vermindert wird; 

b) die Festsetzung des entsprechenden vom Aus- 
fuhrstaat zu erhebenden Betrages; 

c) die Erteilung der Einfuhrlizenzen; 

d) die zulässigen Nachweise und die Kontroll- 
maßnahmen. 

2. Nach dem gleichen Verfahren kann von der vier- 
teljährlichen Festsetzung der Beträge und den 
Bestimmungen für den Bezugszeitraum abgewi- 
chen werden, sofern die Änderung des repräsen- 


tativen Währungskurses eines Mitgliedstaates 
oder der Übergang von einem Wirtschaftsjahr 
zum nächsten dies erfordern, 
j 3. Der Rat kann diese Verordnung auf Vorschlag 
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit än- 
dern oder außer Kraft setzen, falls sich die Lage 
auf dem Rindfleischmarkt und andere die Ein- 
fuhren dieses Erzeugnisses mit Ursprung in den 
AKP-Staaten betreffende Voraussetzungen än- 
dern sollten. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Sie ist bis zum 30. Juni 1976 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Finanzbogen 


1. Haushaltsposten: Kapitel 10 (Eigeneinnahmen) 


Anhang zum Dokument 
Datum 30. Oktober 1975 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Entwurf des Vorschlags der Verordnung des Rates über die Weiterfüh- 
rung der Regelung über die Senkung der Einfuhrbelastung für Rindfleischerzeugnisse mit Ursprung in 
den Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 


3. Juristische Grundlage: Artikel 43 


4. Ziele des Vorhabens: Teilweiser Ausgleich der sich aus der Weltmarktlage ergebenden nichttarifären 
Belastungen bei der Einfuhr von Rindfleisch mit Ursprung in den AKP-Staaten durch eine 90 v. H. 
Senkung dieser Einfuhrbelastungen 


5.0 Ausgaben Abschöpfungsreduzierung 
zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts 

Wirtschaftsjahr 

1. 7. bis 31. 12. 1975 

Laufendes 
Haushaltsjahr ( ) 

Kommendes 
Haushaltsjahr (76) 

zu Lasten nationaler Verwaltungen 
zu Lasten anderer nationaler Sektoren 

5 bis 15 Mio. 


5 bis 15 Mio. 

(6 Monate) 


5.1 Vorschau Jahr Jahr Jahr 

die Maßnahme läuft am 30. Juni 1975 aus. 


5.2 Berechnungsmethode 5 bis 15 Mio. RE je nach Einfuhrvolumen. Der Schätzung liegt eine Gesamtmen- 
ge von 14 000 t für sechs Monate zugrunde. Diese Menge wurde anhand der Ausfuhren der betreffen- 
den AKP-Staaten von 1969 bis 1974 errechnet. 


6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

Ja Nein 

6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Ja Nein 

6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

Ja Nein 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 
Anmerkungen: Es handelt sich um eine Senkung der nichttarifären Einfuhrlasten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ri 37/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

Um den AKP-Staaten die Rindfleischausfuhren in die 
Gemeinschaft zu erleichtern, wurden für das zweite 
Halbjahr 1975 Sondermaßnahmen (Verordnung Nr. 
1599/75, Artikel 2 Abs. 2 bis 4) erlassen. Diese sehen 
für bestimmte, auf den herkömmlichen Handelsströ- 
men zwischen diesen Staaten und der Gemeinschaft 
beruhende Mengen einen vorübergehenden teilwei- 
sen Ausgleich der Einfuhrbelastungen vor, die sich 
aus der derzeitigen Entwicklung der Weltmarktlage 
ergeben. Diese Maßnahmen laufen am 31. Dezember 
1975 aus. 

Die Umstände, die ihren Erlaß gerechtfertigt hatten, 


bestehen weiterhin. Es muß damil gerechnet werden, 
daß die augenblicklichen Schwierigkeiten auf dem 
Rindfleischmarkt in den nächsten Monaten noch an- 
dauern. 

Unter diesen Umständen wird vorgeschlagen, die 
genannten Sondermaßnahmen zu verlängern, ihre 
Gültigkeitsdauer jedoch auf den 30. Juni 1976 zu 
beschränken. Zu diesem Zeitpunkt muß die Lage 
überprüft werden, auch angesichts der Tatsache, daß 
die Lome-Konvention voraussichtlich in Kraft getre- 
ten sein wird. Darüber hinaus ist eine Überprüfung 
der Maßnahmen erforderlich für den Fall, daß in den 
ersten Monaten des Jahres 1976 Einfuhren erfolgen 
konnten. 


3 




